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Kein Versicherungsschutz beim Eignungs- und Einstellungstest für die Berufsfeuerwehr.  
 
§§ 2 Abs. 1 Nr. 3, 2 Abs. 2 SGB VII 
 
Urteil des SG Düsseldorf vom 05.02.2021 – S 14 U 115/19 – 
 

Der Kläger begehrt von der beklagten Unfallversicherung die Anerkennung eines Unfallereig-
nisses als Arbeitsunfall. 
Am 09.10.2018 nahm der 1991 geborenen Kläger an einem Einstellungs- und Eignungstest 
für die Berufsfeuerwehr teil, bei dem er sich während der Sportprüfung eine Schulterluxa-
tion zuzog. Die Beklagte lehnte eine Anerkennung des Ereignisses per Bescheid vom 
15.11.2018 mit der Begründung ab, der Kläger sei keine versicherte Person nach § 2 Abs. 1 Nr. 
3 SGB VII (Personen, die sich Untersuchungen, etc. zur Aufnahme einer versicherten Tätigkeit 
unterziehen…). Denn die Aufnahme in die Berufsfeuerwehr sei mit der Aufnahme in ein (nicht 
versichertes) Beamtenverhältnis verbunden.  
Der Widerspruch des Klägers hatte keinen Erfolg. 
Ebenso die Klage vor dem Sozialgericht Düsseldorf. Dies bestätigt die Entscheidung der 
Beklagten. Versicherungsschutz nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 SGB VII sei hier nicht gegeben, denn 
der Eignungstest sei nicht zur Aufnahme einer versicherten Tätigkeit erforderlich gewe-
sen. Die erfolgreichen Bewerber für die Berufsfeuerwehr würden gem. § 4 LVOFeu als Beamte 
auf Widerruf eingestellt. Als solcher wäre der Kläger gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII versiche-
rungsfrei gewesen. 
Eine erweiternde Auslegung des § 2 Abs. 1 Nr. 3 SGB VII komme nicht in Betracht. Da die Norm 
eine Erweiterung des Versicherungsschutzes darstelle für Tätigkeiten, die in einem inneren Zu-
sammenhang mit der versicherten Tätigkeit stünden, sei sie eng am Wortlaut auszulegen. Aus 
dem Wortlaut „…zur Aufnahme einer versicherten Tätigkeit“ gehe hervor, dass nicht jede 
Tätigkeit, die im Zusammenhang mit dem Erwerbsleben steht, unter dem Schutz der ge-
setzlichen Unfallversicherung stehe.  
Auch aus dem Umstand, dass dem Kläger keine Leistungen aus der Unfallfürsorge zustehe, sei 
kein Anspruch auf Anerkennung eines Arbeitsunfalls abzuleiten. 
Eine „Wie-Beschäftigung“ nach § 2 Abs. 2 SGB VII scheide ebenfalls aus. Es fehle bereits 
an dem Merkmal der Tätigkeit von wirtschaftlichem Wert. Denn der Eignungstest diene allein 
der Bestimmung der Leistungsfähigkeit des Klägers und der grundsätzlichen Voraussetzungen 
für eine Einstellung bei der Berufsfeuerwehr. 
Letztlich teile das Gericht auch nicht die Auffassung des Klägers, dass hier eine Versorgungs-
lücke bestehe, denn hinsichtlich der für die Genesung erforderlichen Maßnahmen sei die Kran-
kenversicherung zuständig. 
Schließlich stellt das Gericht fest, die Voraussetzungen einer notwendigen Beiladung der Stadt 
nach § 75 Abs. 2 SGG seien nicht gegeben, ebenso die für eine einfache Beiladung. Das nicht-
bestehen von beamtenrechtlichen Ansprüchen gegen die Stadt sei unabhängig von der Beant-
wortung der hier streitgegenständlichen Rechtsfrage zu beurteilen. (D. K)  

 
Das Sozialgericht Düsseldorf hat mit Urteil vom 05.02.2021 – S 14 U 115/19 –  
wie folgt entschieden: 
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